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Mit der Gründung der Vereinten Nationen 
ist die Erwartung verbunden, dass Gewalt 
und Krieg der Vergangenheit angehören. 
Konkrete Handlungsansätze, die sich auf 
die nachhaltige Überwindung der viel-
fältigen geopolitischen, wirtschaftlichen, 
sozia len, humanitären und ökologischen 
Ursachen von Gewalt und Kriegen zielen, 
finden in der UN-Charta jedoch nur eine 
beiläufige Erwähnung. Das entscheiden-
de Prinzip, auf dem das in der Charta ver-
ankerte Krisen- und Konfliktmanagement 
fußt, ist das der kollektiven Sicherheit. Ver-
ständlich wird diese Fokussierung auf die 
Vermeidung beziehungsweise Beendigung 
klassischer zwischenstaatlich gewaltsam 
ausgetragener Konflikte vor dem Hinter-
grund der Erfahrungen des Ersten, und vor 
allem des Zweiten Weltkriegs. Sanktionen 
sind dabei die zentrale Zwangsmaßnah-
me, die dem UN-Sicherheitsrat zur Ver-
fügung steht, um jenseits militärischer 
Handlungsoptionen auf Bedrohungen des 
internationalen Friedens und der Sicher-
heit zu reagieren. Mit dem Ende des Ost-
West-Konflikts zwischen der Sowjetunion 
und den USA (1945–1989/90) schienen die 
ständigen Mitglieder des UN-Sicherheits-
rats (Permanent Five – P5) – China, Frank-
reich, Großbritannien, Russland und die 
USA – in den 1990er Jahren zunehmend ge-
willt, Sanktionen gegen Staaten und nicht-
staatliche Akteure zu verhängen, die den 
Weltfrieden und die  internationale Sicher-
heit bedrohten.

Das system Der  
kollektiven sicherheit

Das zentrale Leitmotiv bei der Gründung 
der Vereinten Nationen war der Entschluss, 
die Menschen vor der »Geißel des Krieges« 
zu bewahren. Millionen von Menschen 
waren Opfer der mit immer moderneren 
und tödlicheren Waffen geführten Krie-
ge des 19. und frühen 20. Jahrhunderts ge-
worden. Entsprechend hatte man zwar be-
reits im Anschluss an den Ersten Weltkrieg 
(1914–1918) den Versuch unternommen, 

Die sanktionspolitik  
der vereinten nationen

In den 1990er Jahren entdeckten die Mitgliedstaaten  

des UN-Sicherheitsrats die Möglichkeit neu, Sanktionen  

gegen Staaten, Regierungen und Einzelpersonen zu verhängen.  

Seitdem hat sich die Sanktionspraxis der Vereinten Nationen (UN) erheblich 

gewandelt. Ein Allheilmittel sind Sanktionsregime dennoch nicht. So wird 

immer wieder darüber gestritten, wie wirksam, legitim und angemessen sie 

überhaupt sind, ob sie einen konstruktiven Beitrag zur Einhegung der Gewalt 

und zur Beendigung eines Konflikts leisten können oder ob sie nicht vielmehr 

das Leid der betroffenen Bevölkerung verschärfen.

kapitel i, artikel 1, absatz 1

Die vereinten nationen setzen sich  

folgende Ziele: 

1. den Weltfrieden und die internationale 

Sicherheit zu wahren und zu diesem Zweck 

wirksame Kollektivmaßnahmen zu treffen, um 

Bedrohungen des Friedens zu verhüten und zu 

beseitigen, Angriffshandlungen und andere 

Friedensbrüche zu unterdrücken und interna-

tionale Streitigkeiten oder Situationen, die zu 

einem Friedensbruch führen könnten, durch 

friedliche Mittel nach den Grundsätzen der 

Gerechtigkeit und des Völkerrechts zu bereini-

gen oder beizulegen; 

charta Der vereinten nationenDer Sicherheitsrat nimmt einstimmig die Resolution 2292  
am 14. Juni 2016 an, mit der die Mitgliedstaaten ermäch- 
tigt werden, auf nationaler Ebene oder über regionale 
Organisationen Schiffe auf hoher See vor der Küste Li- 
byens zu inspizieren, die das verhängte Waffen embargo 
gegen Libyen verletzen. Foto: UN Photo/Loey Felipe

eine internationale Organisation zur Wah-
rung des Weltfriedens zu gründen. Die mit 
der Gründung des Völkerbunds (1920–
1946) verknüpfte Hoffnung, ein funktions-
tüchtiges System der kollektiven Sicherheit 
zu etablieren und den Weltfrieden zu si-
chern, erfüllte sich jedoch nicht. Nicht zu-
letzt verdeutlichte der Ausbruch des Zwei-
ten Weltkriegs (1939–1945) sein Scheitern 
als Weltfriedensorganisation.



2 DIE SANKtIONSPOLItIK DER VEREINtEN NAtIONEN

Mit der Gründung der Vereinten Nationen 
im Jahr 1945 wollte man eine durchset-
zungsstarke Organisation schaffen. Sie soll-
te zugleich die zentralen neuen und zum  
Teil alten Machtzentren der Nachkriegs- 
ordnung durch ein privilegiertes Abstim- 
mungsverfahren im wichtigsten Entschei- 
dungsgremium, dem UN-Sicherheitsrat, an  
sich binden. Als zentrales Element eines  
internationalen Krisen- und Konfliktma- 
nagements setzte man dabei auch bei der 
Gründung der UN auf das System der kol-
lektiven Sicherheit. In sofern sehen viele  
den Völkerbund als Vorläuferorganisa-
tion der Vereinten Nationen, nicht zuletzt 
aufgrund des bereits dort für das interna- 
tionale Staatensystem angedachten neu- 
artigen Sicherheitsparadigmas. Anders als 
beim Völkerbund wird jedoch gleich in der 
Präambel der Charta der Vereinten Natio-
nen festgehalten, dass »Waffengewalt nur 
noch im gemeinsamen Interesse angewen-
det wird«; auch kennt die Satzung ein ab- 
solutes Gewaltverbot, das in Artikel 2, Ab-
satz 4 der UN-Charta verankert ist.

Die Formulierung eines solchen allgemei-
nen Gewaltverbots ist insofern von ent-
scheidender Bedeutung, als ein kollektives 
Sicherheitssystem klarer allgemeiner Nor-
men und Regeln bedarf, zu deren Einhal-
tung sich die Mitglieder verpflichten. Bei 
Norm- und Regelverstößen müssen alle 
Mitgliedstaaten darauf vertrauen können, 
dass die entsprechend zuständige Entschei-
dungsinstanz entlang legitimer Verfahren 
über angemessene Maßnahmen im Um-
gang mit diesen Verstößen entscheidet. 

Demgemäß setzen die Vereinten Nationen  
im Zusammenhang mit dem System der  
kollektiven Sicherheit im Umgang mit in- 

ternationalen Krisensituationen und Kon-
flikten grundsätzlich auf drei Mechanis-
men in der UN-Charta: auf Selbstverpflich-
tung (unter anderem Kapitel I, Artikel 2, 
Absatz 2–4), auf Hilfe zur Selbsthilfe (unter 
anderem Kapitel I, Artikel 2, Absatz 5; Ka-
pitel VI, Artikel 33–38) sowie auf Zwangs-
maßnahmen (Kapitel VII), wobei nicht-
militärische (Artikel 41) und militärische 
Zwangsmaßnahmen (Artikel 42) unter-
schieden werden.

Ein solches System kollektiver Sicherheit 
ist augenscheinlich jedoch sehr vorausset-
zungsvoll, weshalb es bisweilen auch als  
utopisch kritisiert wurde. Mitgliedstaaten  
müssen darauf vertrauen, dass zumindest 
die überwältigende Mehrheit grundsätz-
lich bereit ist, sich dauerhaft an die Nor-
men und gemeinsamen Regeln zu hal-
ten. Zugleich funktioniert das System nur 
nachhaltig, wenn die Normen und Regeln 
durchsetzende Instanz, in diesem Fall der 
Sicherheitsrat, verlässlich bei Verstößen re-
agiert und angemessene Zwangsmaßnah-
men verhängt und durchsetzt. Dies wiede-
rum setzt eine unparteiliche, effiziente und 
stringente Entscheidungsfindung voraus. 
Gleiches Fehlverhalten und vergleichbare 
Normbrüche müssen vergleichbare Sank-
tionsmaßnahmen zur Konsequenz haben. 
Bei der Umsetzung der Sanktionsbeschlüs-
se ist der Sicherheitsrat dabei auf den Wil-
len und die Kooperation aller UN-Mitglied-
staaten angewiesen.

Diese komplexen Voraussetzungen wa-
ren durchaus bereits beim Völkerbund als 
Schwäche des Systems kollektiver Sicher-
heit erkannt worden. Insbesondere bei den 
Formulierungen der operativen Bestim-
mungen zur Verhängung von Zwangsmaß-
nahmen wollte man daher identifizierte 
Problematiken in den Satzungsbestimmun-
gen vermeiden oder zumindest eingrenzen.

Zwangsmassnahmen unD Die 
charta Der vereinten nationen

Die Erfahrungen mit dem Statut des Völ-
kerbunds hatten gezeigt, dass die Umset-
zung der Idee kollektiver Sicherheit drei 
operative Erfordernisse mit sich bringt. 
Erstens muss definiert werden, welche Tat-
bestände gegebenenfalls die Verhängung 
von Zwangsmaßnahmen erlauben. Wäh-
rend sich der Völkerbund sehr konkret 
und einengend auf den zwischenstaatli-
chen Krieg fokussierte, wählte man in Ka-
pitel VII der UN-Charta eine offenere Be-
schreibung von Tatbeständen. Artikel 39 

der UN-Charta benennt gleich drei Situa-
tionen, die Zwangsmaßnahmen erlauben: 
Bedrohung des Friedens, Bruch des Frie-
dens oder Angriffshandlungen. Zu beach-
ten ist jedoch, dass der Begriff des Friedens 
etwa 40 Mal in der Charta erwähnt, jedoch 
nicht ein einziges Mal definiert wird.

Zweitens wurde die Frage der Entschei-
dungsinstanz eindeutig geklärt: Der UN-
Sicherheitsrat ist das Gremium, das die 
Verantwortung für die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit 
innehat (Artikel 24, Absatz 1). Er ist haupt-
verantwortlich zuständig und verfügt über 
die legitime Autorität zu entscheiden, ob 
eine Situation vorliegt, die Zwangsmaß-
nahmen erlaubt (Artikel 39). Stellt er eine 
Bedrohung oder einen Bruch des Friedens 
oder eine Angriffshandlung fest, so hat er 
Empfehlungen abzugeben oder stellver-
tretend für alle Mitgliedstaaten verbind-
lich zu beschließen, welche Maßnahmen 
zu treffen sind, »um den Weltfrieden und 
die Sicherheit zu wahren oder wiederher-
zustellen« (Artikel 39). Die Beschlüsse des 
Sicherheitsrats sind für die Mitgliedstaaten 
verpflichtend und bindend (Artikel 25). 

Jenseits von Verfahrensfragen bedürfen  
Beschlüsse des Sicherheitsrats der Zustim-
mung durch mindestens neun Mitglieder 
einschließlich der P5 (Artikel 27, Absatz 3). 
Die P5 haben damit faktisch ein Vetorecht 
und können somit Sanktionsbeschlüsse ver-
hindern. Die P5 und die für eine zweijähri- 
ge Amtszeit gewählten nichtständigen Mit- 
glied staaten (Elected Ten – E10) haben im 
System kollektiver  Sicherheit die durchaus 
schwierige Aufgabe, zu entscheiden, wel-
che  konkreten Handlungsweisen und Si-
tuationen als Bedrohung oder Bruch des 
Friedens gelten und welche Sanktionsmaß-
nahmen gerechtfertigt sind. Die Feststel-
lung  einer  Aggression und des Friedens-
bruchs stellt sich noch recht einfach dar, 
wenn, wie im Jahr 1990, irakische Truppen 
in das Nachbarland Kuwait einmarschieren 
und Staatsterritorium annektieren (UN-
Dok. S/RES/661 v. 6.8.1990; verabschiedet 
mit 13  Ja-Stimmen, zwei Enthaltungen). 
Schwieriger wird es, wenn die fehlende 
Kooperation bei der Strafverfolgung von 
mutmaßlichen Terroristen wie im Falle 
Libyens im Jahr 1992 zum zentralen Aus-
gangspunkt für eine Bedrohung des Frie-
dens wird (UN-Dok. S/RES/748 v. 31.3.1992; 
zehn Ja-Stimmen, fünf Enthaltungen). 

Drittens sah das Statut des Völkerbunds 
vor, dass bei Kriegshandlungen unver-
züglich und gewissermaßen automatisch 

Die 111 artikel Der charta  
Der vereinten nationen

verpflichten die Mitgliedstaaten unter-

einander zu einem normen- und regel-

gebundenen Verhalten;

legen die Zuständigkeiten, Arbeitsweisen 

und Entscheidungsverfahren der Haupt-

organe fest;

grenzen die Zuständigkeiten der Orga-

nisation gegenüber den Mitgliedstaaten 

sowie anderen internationalen Einrich-

tungen ab;

klären die organisatorischen und struk-

turellen Fragen von den Mitgliedschafts-

bedingungen bis zur Vertragsänderung.
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seitens der Mitgliedstaaten umfassende 
wirtschaftliche, finanzielle und diplomati-
sche Sanktionsmaßnahmen verpflichtend 
zu ergreifen sind. Die UN-Charta erlaubt 
dagegen differenziertere Abwägungen im 
Voraus. So ist der Sicherheitsrat grundsätz-
lich dafür zuständig, zu entscheiden, wel-
che konkreten nichtmilitärischen Maß-
nahmen (Artikel 41) durch wen, wann, für 
wie lange und in welchem Umfang zu er-
greifen sind. Sofern der Sicherheitsrat der 
Auffassung ist, dass »die in Artikel 41 vor-
gesehenen Maßnahmen unzulänglich sein 
würden oder sich als unzulänglich erwie-
sen haben«, so kann er nach Artikel 42 
schließlich auch militärische Zwangsmaß-
nahmen durchführen.

Zusammenfassend kann festgehalten wer-
den, dass das System kollektiver Sicherheit 
im Rahmen der UN-Charta durchaus weg-
weisend und konstruktiv weiterentwickelt 
wurde. Gewisse Fallstricke und Problema-
tiken bezüglich der Arbeits- und Entschei-
dungsprozesse bleiben aber bis heute erhal-
ten. Sie führen dazu, dass Entscheidungen 
oder ihr Ausbleiben immer wieder Anlass 
zu berechtigter Kritik gegenüber den Ver-
einten Nationen werden. So verhindert bei-
spielsweise das Vetorecht der P5, dass sie 
selbst oder enge Verbündete zu Adressaten 
von Sanktionsmaßnahmen werden. Auch 
können sie entlang eigennütziger Interes-
sen verhindern, dass ganz bestimmte Sank-
tionsmaßnahmen beschlossen werden. Der 
UN-Sicherheitstat ist und bleibt in erster 
Linie ein politisches Entscheidungsgremi-
um. Er arbeitet nicht entlang formaljuris-
tischer Verfahrensschritte und fällt auch 
keine quasirichterlichen Entscheidungen. 
Die Beschlüsse beruhen durchaus auf weit-
reichenden politischen Erwägungen, aber 
eben auch auf Interessen der im Sicher-
heitsrat vertretenen Mitgliedstaaten. Die 
Überzeugungsbildung erfolgt dabei nicht 
unbedingt entlang der Feststellung von 
Sachverhalten und Prozessen eines gericht-
lichen Beweis- und Anhörungsverfahrens. 
Dies wäre angesichts eines erheblichen Er-
wartungs-, Zeit- und Handlungsdrucks ei-
ner internationalen Öffentlichkeit gar nicht 
möglich. Zusätzlich erschweren komplexe 
Konfliktsituationen und sich zum Teil wi-
dersprechende Nachrichten und Informa-
tionen aus den Konfliktgebieten eine um-
fassende und verlässliche Lagebeurteilung. 

Die Evolution der Sanktionspraxis der Ver-
einten Nationen hat jedoch gezeigt, dass 
sich die ständigen und die jeweiligen 
nichtständigen Sicherheitsratsmitglieder  
ihrer Verantwortung für das System der  

kollektiven Sicherheit als rechtserhalten des 
Ordnungsprinzip in den internationalen 
Beziehungen durchaus bewusst sind. Mo-
difikationen und Innovationen der Sank-
tionspraxis haben bei aller berechtigten 
Kritik dazu geführt, dass die Sanktionspo-
litik der UN kohärenter, effizienter und in-
telligenter geworden ist.

was sinD sanktionen  
unD wie funktionieren sie?

Was aber sind nun Sanktionen? Allgemein 
betrachtet können Sanktionen als Instru-
ment der sozialen Kontrolle verstanden 
werden. Gemeint sind damit also Maßnah-
men in Reaktion auf normgemäßes oder 
-abweichendes Verhalten. In der Soziologie 
und in den Erziehungswissenschaften un-
terscheidet man daher positive und nega-
tive Sanktionen. Maßnahmen, die ein po-
sitives Verhalten belohnen oder verstärken 
sollen, werden als positive Sanktionen im 
Sinne von Belohnungen und Anreizen ver-
standen. Maßnahmen, die den Charakter 
von Zurechtweisungen, Bestrafungen oder 
die Form von Beuge- oder Zwangsmaßnah-
men haben, gelten als negative Sanktionen. 
Die Einordnung von Sanktionen geschieht 
dabei zumeist aus Sicht der Sanktionieren-
den. Der jeweilige Sanktionsadressat kann 
die entsprechenden Maßnahmen durchaus 
anders auffassen.

In der Politik und in der medialen Bericht-
erstattung erhalten Sanktionen jedoch vor 
allem dann Aufmerksamkeit, wenn sie als 
Beuge- oder Zwangsmaßnahme diskutiert 
werden. Dies wird besonders deutlich, wenn 
sie im Rahmen des internationalen Krisen- 
und Konfliktmanagements der Vereinten 
Nationen eine Rolle spielen. Den UN steht 
ein äußerst breit gefächertes Spektrum an 
Sanktionsfeldern und -maßnahmen zur 
Verfügung. Bekannte Beispiele sind Export- 
verbote von Waffen in Kriegsgebiete oder an 
bestimmte Konfliktparteien. Einfuhrverbo-
te für Rohstoffe wie Diamanten, Holz und Öl 
oder sonstige Güter und Dienstleistungen 
sind ebenfalls Sanktionsmaßnahmen, derer 
sich die Vereinten Nationen bedient haben. 
Auch der Flug- und Schiffsverkehr kann be-
schränkt und kontrolliert werden. Darüber 
hinaus sind Finanzsanktionen möglich, die 
finanzielle Transaktionen des Staates oder 
bestimmter politisch einflussreicher Eliten 
unterbinden sowie Gelder und sonstige Ver-
mögenswerte einfrieren.

Sanktionsregime können umfassend aus-
gestaltet sein. In einer Vielzahl von Sank - 

kapitel vii

artikel 41  

Der Sicherheitsrat kann beschließen, welche 

Maßnahmen – unter Ausschluss von Waffenge-

walt – zu ergreifen sind, um seinen Beschlüssen 

Wirksamkeit zu verleihen; er kann die Mitglie-

der der Vereinten Nationen auffordern, diese 

Maßnahmen durchzuführen. Sie können die 

vollständige oder teilweise Unterbrechung der 

Wirtschaftsbeziehungen, des Eisenbahn-, See- 

und Luftverkehrs, der Post-, telegraphen- und 

Funkverbindungen sowie sonstiger Verkehrs-

möglichkeiten und den Abbruch der diploma-

tischen Beziehungen einschließen. 

artikel 42  

Ist der Sicherheitsrat der Auffassung, dass 

die in Artikel 41 vorgesehenen Maßnahmen 

unzulänglich sein würden oder sich als unzu-

länglich erwiesen haben, so kann er mit Luft-, 

See- oder Landstreitkräften die zur Wahrung 

oder Wiederherstellung des Weltfriedens und 

der internationalen Sicherheit erforderlichen 

Maßnahmen durchführen. Sie können Demons-

trationen, Blockaden und sonstige Einsätze der 

Luft-, See- oder Landstreitkräfte von Mitglie-

dern der Vereinten Nationen einschließen.

charta Der vereinten nationen

Kleinwaffen, die von der Mission der Vereinten Natio- 
nen in der Demokratischen Republik Kongo (MONUSCO) 
kurz vor ihrer Zerstörung im Oktober 2012 in Goma, 
Nord-Kivu, von Rebellen gelagert wurden. Waffen und 
ihre Munition sind häufig Gegenstand gezielter UN-
Sanktionen, gleichzeitig ist ihre Überwachung äußert 
schwierig. Foto: UN Photo/ Sylvain Liechti

tionsfeldern werden Sanktionsmaßnahmen  
gegenüber dem ganzen Staat verhängt. 
Sanktionsregime können jedoch auch ziel-
gerichtet für bestimmte Personen oder 
Gruppen oder selektiv für bestimmte Ge-
biete oder Güter, zum Beispiel Luxusgü-
ter, verhängt werden. Solche Sanktions-
regime scheinen intelligenter, da sie die 
Zwangs- und Beugemaßnahmen auf poli-
tisch verantwortliche oder einflussreiche 
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notwendigen Mitteln, zum Beispiel Waffen 
und Gelder für die Versorgung der Milizen 
und Kombattanten, unterbunden oder zu-
mindest eingehegt wird. Auch erhofft man 
sich, dass die Fortführung der bewaffneten 
Auseinandersetzungen so sehr erschwert 
beziehungsweise die Funktionalität der 
Kriegsökonomien soweit eingeschränkt 
wird, dass entsprechende Akteursgruppen 
zur Beteiligung an einem Friedensprozess 
bereit sind. In Angola, Liberia und in Sierra 
Leone scheint dieses Wirkungsmodell eine 
gewisse Bestätigung gefunden zu haben.

Mit Blick auf das System kollektiver Si-
cherheit kommt schließlich noch einem 
weiteren idealtypischen Wirkungsmodell 
Bedeutung zu. Das modell der normati-
ven kommunikation versteht Sanktionen 
als Element internationaler und normati-
ver Kommunikation. Es konzentriert sich 
nicht allein auf die Beziehung zwischen 
Sanktionierenden und Sanktionsadressa-
ten sowie dessen Verhaltensänderung, son-
dern betont die Botschaft, die gegenüber 
dem Sanktionierten sowie weiteren Par-
teien und der internationalen Öffentlich-
keit vermittelt werden soll. Sanktionen er-
füllen dabei zum einem die Funktion, dem 
Adressaten ausdrücklich und aktiv die in-
ternationale Missbilligung eines Norm-
bruchs zu signalisieren und zugleich die 
durch die Sanktionierenden weiterhin ge-
wollte Gültigkeit der Norm nachdrücklich 

individuelle Reisebeschränkungen und Fi-
nanzsanktionen den Lebensstil dieser Eli-
ten und schränken ihre Möglichkeiten zu 
Geschäftsreisen fundamental ein. Erhofft 
wird, dass die betroffenen Personengrup-
pen ihren Einfluss nutzen und auf eine Än-
derung der sanktionierten Politik drängen. 
Zugleich soll so die Problematik unbeab- 
sichtigter Nebenfolgen auf unbeteiligte 
Dritte minimiert werden.

Das modell der ressourcenverweigerung  
wiederum folgt einer alternativen Wir-
kungslogik. Sanktionen erscheinen dann 
als vielversprechend, wenn es gelingt, den 
sanktionierten Akteuren die materiellen 
Ressourcen zur Fortführung der proble-
matisierten Politik zu entziehen. Bekann-
te Beispiele sind hier die Waffenembargos 
der Vereinten Nationen oder auch Sank tio-
nen gegen die Konfliktrohstoffe Diaman-
ten und Tropenholz, mit denen beispiels-
weise den Rebellengruppen in Angola, 
Liberia oder Sierra Leone die Versorgung 
mit Waffen und Munition sowie das Erzie-
len von Einkünften aus dem Verkauf dieser 
Konfliktrohstoffe verhindert werden soll-
te. Dieses Wirkungsmodell liegt häufig den 
Sanktionsregimen zugrunde, die bewaff-
nete Konflikte mit sogenannten Kriegs-
ökonomien oder Konflikte in ›gescheiter-
ten‹ Staaten (failed states) adressieren. Die 
Gewaltaustragung soll boykottiert und be-
grenzt werden, indem die Versorgung mit 

Personengruppen begrenzen. Dadurch kann  
aus humanitären Gründen auf die Zivilbe-
völkerung Rücksicht genommen werden.

Die konkrete Ausgestaltung von Sank tions-
regimen hängt auch mit dem theoretischen 
Wirkungsmodell von Sanktionen zusam-
men, das den jeweiligen Überlegungen 
zugrunde liegt. Mit Blick auf die Ziele, 
Zwecke und Funktionen von Sanktionen 
können idealtypisch vier Modelle unter-
schieden werden.

Das klassische wirkungsmodell geht von 
einem direkten Zusammenhang zwischen 
der Höhe des durch Sanktionen verursach-
ten wirtschaftlichen und politischen Scha-
dens im Zielland und der Wahrscheinlich-
keit aus, mit der ein Sanktionsadressat sein 
Verhalten ändern wird. Die Annahme ist, 
dass die Kosten von Sanktionen den Nut-
zen der sanktionierten Politik zu einem 
bestimmten Zeitpunkt übersteigen. Wenn 
also beispielsweise die Aufrechterhaltung 
des Apartheidsystems in Südafrika oder 
das Festhalten an einer nuklearen Rüs-
tungspolitik Irans oder Nordkoreas für 
die jeweiligen Regierungen aufgrund von 
umfassenden Wirtschaftssanktionen zu 
kostspielig wird, werden sie ihre Politik 
überdenken und ändern. Allerdings über-
sieht dieses klassische Modell, dass ins-
besondere nichtdemokratische Systeme 
auch bei einer gravierenden Verschlechte-
rung der sozioökonomischen Situation ihre 
Machtposition gegenüber einer verstärkten 
politischen Opposition durch ihren Unter-
drückungs- und effektiven Propaganda-
apparat absichern können. Zudem können 
autoritäre Regime durch die umfassende 
Kontrolle des Staatsapparats leichter die 
Folgen der Sanktionsmaßnahmen für ihre 
Unterstützer abmildern. Moralisch frag-
würdig ist, dass diese Sanktionsregime 
keinen Unterschied zwischen politisch Ver-
antwortlichen und der ebenfalls unter den 
umfassenden Sanktionsmaßnahmen lei-
denden Bevölkerung machen.

Das interessenpluralistische modell setzt 
ebenfalls grundsätzlich auf den Mecha-
nismus von Kosten-Nutzen-Erwägungen. 
Allerdings wird das sanktionierte Herr-
schaftsregime nicht als monolithische po-
litische Einheit betrachtet. Die Unterschei-
dung zwischen politisch verantwortlichen 
und einflussreichen Eliten im jeweiligen 
Zielland führt dazu, dass Sanktionsregime 
vor allem die Regierung sowie die sie stüt-
zenden wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Eliten treffen sollen. Beispielswei-
se treffen Sanktionen auf Luxusgüter oder 

typische sanktionsfelder einer gezielten 
sanktionsstrategie

weitere sanktionsfelder im rahmen  
einer umfassenden sanktionsstrategie

militär Diplomatie

Waffenembargo, Beendigung militärischer  
Zusammenarbeit

Verringerung oder Schließung der Vertretun-
gen, Ausschluss aus internationalen Organi-
sationen, Einreiseverbot für Amtsträger

hanDel entwicklungsZusammenarbeit

Boykott, Embargo Beendigung der finanziellen und  
technischen Hilfe

finanZen sport

Einfrieren von Auslandsguthaben, Verbot von  
Finanztransaktionen

Ausschluss von internationalen  
Veranstaltungen

verkehr kultur

Flug- und Schiffsverkehr, Unterbrechung von  
Bahn- und Straßentransport, Reisebeschränkung

Abbruch der Austauschbeziehungen

strafjustiZ kommunikation

Internationales tribunal, Internationaler  
Strafgerichtshof

Unterbrechung von Post und  
televerbindungen

Quelle: eigene Darstellung in Erweiterung von Manfred Kulessa/Dorothee Starck, Frieden durch Sanktionen? 
Empfehlungen für die deutsche UN-Politik, SEF Policy Paper 7, Bonn 1997, S. 8.

sanktionsfelDer unD sanktionsmassnahmen
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zu bekräftigen. Hier werden Sanktionen 
als eine Art Zwangsbewährung interna-
tionaler Normen verstanden, in der eine 
von der internationalen Staatengemein-
schaft geteilte Rechtsüberzeugung zum 
Ausdruck gebracht werden soll. Kommuni-
ziert wird, dass ein Normbruch missbilligt 
und nicht widerspruchslos hingenommen 
wird, sondern in jedem Falle Sanktionen 
mit sich bringt. Dies soll im Idealfall auch 
andere potenzielle Normbrecher abschre-
cken. Die Sanktionierung Libyens Mitte der 
1990er Jahre ist hierfür ein gutes Beispiel. 
Die Unterstützung des internationalen Ter-
rorismus sollte nachdrücklich missbilligt 
und als Verletzung internationaler Normen 
gebrandmarkt werden. 

In den Debatten zur Verhängung, Verlän-
gerung oder Ausweitung von Sanktions- 
maßnahmen finden sich entsprechend zu 
diesen theoretischen Wirkungsmodellen  
argumentative Rechtfertigungen. Die ge-
wählten Formulierungen zu den Zwecken, 
Zielen und Funktionen in den Resolutions-
texten des UN-Sicherheitsrats sowie die 
Ausgestaltung der Sanktionsregime mit 
der Bestimmung des Sanktionsadressa-
ten und dem Zuschnitt der Sanktionen ge-
ben darüber Aufschluss, welches oder wel-
che Wirkungsmodelle den Überlegungen 
zugrunde lagen. Schließlich gibt die Evo-
lution der UN-Sanktionspraxis selbst Hin-
weise darauf, wie die Vereinten Nationen 
in den letzten etwa 30 Jahren versucht ha-
ben, Sanktionsmaßnahmen als Instrument 
ihres Krisen- und Konfliktmanagements 
weiterzuentwickeln.

Die entwicklung Der 
sanktionspraxis

Während des Ost-West-Konflikts gelang es  
dem Sicherheitsrat nur zweimal, sich auf  
die Verhängung von Sanktionsmaßnahmen  
zu verständigen. Die umfassenden Sank - 
tionsmaßnahmen gegen Südrhode sien, dem 
heutigen Simbabwe, im Jahr  1966 (UN- 
Dok.   S/RES/232 v. 16.12.1966) waren eine  
Reaktion auf die Machtergreifung und Un- 
abhängigkeitserklärung eines weißen ras- 
sistischen Minderheitenregimes. Die Man- 
 datierung von verbindlichen Sanktions-
maßnahmen gegen Südafrika im Jahr 1977 
(UN-Dok. S/RES/418 v. 4.11.1977) wurde mit 
Verweis auf die militaristische aggressive 
Außenpolitik gegen Nachbarstaaten sowie 
auf das nu kle are Rüstungsprogramm be-
gründet; auch die menschenverachtende 
Apartheidspolitik wurde verurteilt.

Erst mit dem Ende des Ost-West-Konflikts 
gelang es dem Sicherheitsrat, die ihm im 
System der kollektiven Sicherheit zuge-
dachte Rolle konstruktiver und proaktiver 
wahrzunehmen. Seitdem gehören Sank-
tionsmaßnahmen zum festen Bestandteil 
der Reaktionen des Sicherheitsrats auf hu-
manitäre Krisen und gewaltsam ausgetra-
gene Konflikte.

Von umfassenden zu gezielten 
sanktionsmassnahmen

Der Sicherheitsrat verhängte zu Beginn 
der 1990er Jahre umfassende Zwangsmaß-
nahmen gegen Irak – in Reaktion auf des-
sen Invasion von Kuwait – sowie infolge 
des Zusammenbruchs und der gewaltsa-
men Konflikte im ehemaligen Jugosla-
wien. Auch in Reaktion auf die humanitäre 
Krise nach dem Sturz von Präsident Jean-
Bertrand Aristide durch einen Militär-
putsch in Haiti verhängte der Sicherheitsrat 
ein umfassendes Sanktionsregime.

Die katastrophalen humanitären Folgen, 
insbesondere in Irak, sowie das Ausbleiben 
schneller Erfolge, führten zu einem Um-
denken in der Sanktionspolitik. Die Infra-
gestellung der Annahmen des klassischen 
Wirkungsmodells, fehlende, überzeugende  
Erfolge von umfassenden Sanktionsregi-
men und ethisch-moralische sowie legalis-
tische und politikpraktische Überlegungen 
führten dazu, dass seit Mitte der 1990er Jah-
re nur noch gezielte und selektive Sankti-
onsmaßnahmen durch den UN-Sicherheits-
rat mandatiert wurden. So verständigten 
sich die Mitgliedstaaten im Sicherheitsrat 
im Jahr 1995 darauf, dass zukünftige kol-
lektive Aktionen des Sicherheitsrats und 
Sanktionsregime so gestaltet werden müs-
sen, dass die unbeabsichtigten Nebenfolgen 
von Sanktionen gegenüber den am stärks-
ten gefährdeten gesellschaftlichen Gruppen 
minimiert werden (UN-Dok. S/1995/300 v. 
13.4.1995). Dieses Gebot der humanitären 
Rücksichtnahme hat als Leitmotiv eines 
fortschrittlichen Krisen- und Konfliktma-
nagements weitreichende Veränderungen 
der Sanktionspraxis mit sich gebracht.

ziele und strategische absichten 
der sanktionspolitik

Obwohl Sanktionsmaßnahmen im Kontext 
des Kapitels VII der UN-Charta in erster Li-
nie den Zweck verfolgen, zwischenstaatliche 
oder auch innerstaatliche Konflikte einzu-
hegen oder zu beenden, lässt sich die Ten-
denz beobachten, dass Sanktionen auch zur 
Flankierung weiterer umfassenderer Zwe-
cke verhängt werden. Es lassen sich mindes-
tens fünf Ziele unterscheiden: a) die Beendi-
gung zwischenstaatlicher Gewaltkonflikte; 
b) die Beendigung oder Einhegung inner-
staatlicher Gewaltkonflikte sowie der da-
mit einhergehenden gravierenden Verstö-
ße gegen das humanitäre Völkerrecht; c) 
die Bekämpfung des inter- und transna-
tionalen Terrorismus; d) die Nichtverbrei-
tung von Atomwaffen (nonproliferation); 

Die Operation der Vereinten Nationen in Côte d’Ivoire 
(UNOCI) führt Inspektionen bei Regierungskräften im  
Westen des Landes durch, um das verhängte  Waffen- 
embargo zu kontrollieren. Der Sicherheitsrat hob die 
Sanktionen im Jahr 2016 auf. Foto: UN Photo/Ky Chung
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e) die Stabilisierung und Förderung demo-
kratisch-repräsentativer politischer Syste-
me und Unterstützung eines fragilen Frie-
densprozesses, insbesondere mit Blick auf 
den Schutz der Zivilbevölkerung und der 
Menschenrechte.

Hierbei handelt es sich um idealtypische  
Unterscheidungen. Die verschiedenen Sank-
tionsregime können unterschiedliche Zie-
le parallel verfolgen. Auch ist es möglich, 
dass sich die verfolgten Absichten und die 
Sank ti ons adressaten im Laufe der Sank-
tionsepisode verschieben. Beispielsweise  
kann ein Sanktionsregime zunächst man-
datiert werden, um Druck auf alle Konflikt-
parteien auszuüben, sich an Friedensver-
handlungen zu beteiligen und die Gewalt 
einzuhegen, sich dann aber stärker auf 
einzelne Konfliktparteien konzentrieren,  
wie in den Fällen Côte d’Ivoire oder Soma-
lia. In Liberia, wo im Jahr 2003 zunächst 
die Beendigung des Bürgerkriegs im Vor-
dergrund stand, sollten neue und bei-
behaltene gezielte Sanktionsmaßnahmen 
gegen Konflikt ressourcen und entspre-
chende Auflagen zur Reform des Ressour-
censektors später den fragilen Friedens-
prozess flankieren. Die Sanktionen wurden 
schließlich im Jahr 2016 aufgehoben. Bis-
weilen ist die Identifizierung der Zwecke 
und strategischen Ziele, die der Sicherheits-
rat bei der Verhängung oder Modifizierung 
der Sanktionsregime verfolgt, nicht ein-
fach nachzuvollziehen. Dies liegt zum einen 

daran, dass es dem Sicherheitsrat nicht im-
mer gelingt, seinen Ansatz transparent zu 
kommunizieren und zum anderen, weil die 
einzelnen Sicherheitsratsmitglieder sich 
nicht immer über eine zusammenhängen-
de Krisen- und Konfliktmanagementstra-
tegie einig sind. Diese und andere identi-
fizierte Schwächen wurden jedoch immer 
wieder thematisiert. Eine Vielzahl von 
Sanktionsfachleuten aus Wissenschaft und 
Politik erarbeiteten kontinuierlich Verbes-
serungsvorschläge, die immer wieder Ein-
gang in die Sanktionspraxis fanden.

innovative unD progressive 
meilensteine Der sanktionspraxis

Die Sanktionspraxis der Vereinten Natio-
nen hat sich erheblich weiterentwickelt. 
Auffälligstes Beispiel ist sicherlich, dass 
der Sicherheitsrat seit dem Jahr 1994 keine 
umfassenden Sanktionsregime mehr man-
datiert, um nicht beabsichtigte humanitäre 
Nebenfolgen zu vermeiden. Gezielte und se-
lektive Sanktionsmaßnahmen im Bereich 
Militär, Handel, Finanzen und Verkehr sind 
die bevorzugten Handlungsoptionen.

Zudem ist der Sicherheitsrat dazu überge-
gangen, durch die Entsendung von Sachver-
ständigengruppen sowie im Rahmen von 
Ermittlungsmissionen potenzielle ökono-
mische, humanitäre und soziale Folgen von 
erwogenen Sanktionsmaßnahmen beim 

Adressaten und in der Region zu prüfen. 
Auch Stellungnahmen und Informatio nen 
von zivilgesellschaftlichen Akteuren wer-
den hierbei ausgewertet und in die Ent-
scheidungsfindung einbezogen. Die mit der 
Verwaltung und Überwachung beauftrag-
ten Sanktionsausschüsse können zudem 
über begründete Ausnahme entscheiden 
und so beispielsweise die Einfuhr tech-
nischer Geräte, die sowohl militärisch als 
auch zivil genutzt werden können (›Dual 
Use‹-Güter), erlauben.

Damit die Aufhebung oder Anpassung  
von Sanktionsmaßnahmen nicht zum 
Gegenstand strategisch geopolitischer Er-
wägungen einzelner Sicherheitsratsmit-
glieder wird, mandatiert der Rat Sank tions-
maßnahmen in der Regel nur noch zeitlich 
befristet. So wird verhindert, dass die gra-
duelle oder vollständige Beendigung eines 
Sanktionsregimes durch ein Veto blockiert 
wird. Die Praxis, Sanktionen mit Vorlauf-
zeiten bis zum Inkrafttreten des Sanktions-
beschlusses zu versehen, ermöglicht es, 
neue Informationen oder aktuelle Entwick-
lungen, die eine Neubewertung der Krisen- 
und Konfliktsituation erfordern, frühzeitig 
zu berücksichtigen.

Lange Zeit hielten die politischen und ver-
waltungstechnischen Verfahrensschritte bei 
der Verhängung von gezielten Sank tio nen 
gegenüber Individuen nur rudimentär ent-
wickelte Rechtswege bereit. Die Einrichtung 
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Südrhodesien
Südafrika

Irak I + II
(ehem.) Jugoslawien

Somalia
Libyen I

Liberia I + II + III
Haiti

Angola
Ruanda

Sudan I
Sierra Leone

Jugoslawien (FRY)/Kosovo
Afghanistan/Taliban/Al-Qaida (ab 2011 Taliban)

Eritrea & Äthiopien
DR Kongo

Sudan II (Darfur)
Côte d’Ivoire

Libanon (Hariri)
Nordkorea

Iran
Eritrea

Libyen II
Al-Qaida, ab 2011 Al-Qaida & Islamischer Staat

Guinea-Bissau
Zentralfrikanische Republik

Jemen
Südsudan

Mali

Innerstaatlicher Gewaltkon�ikt / Gravierende 
Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht

Zwischenstaatlicher Gewaltkon�ikt

Terrorismus

Rückkehr der demokratischen Regierung / Förderung 
eines demokratisch-repräsentativen politischen Systems

Sekundärsanktionen / Verletzung von UN-Sanktionsbestimmungen

Massenvernichtungswa§en / Non-Proliferation

sanktionsepisoDen Der vereinten nationen unD ihre hauptZiele

Quelle: eigene Darstellung.
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durchaus proaktiv in die Fortentwicklung 
ihrer Sanktionspraxis einfließen lassen. 
So gehört die Einrichtung von Sanktions-
ausschüssen mittlerweile zum erfahrungs-
basierten Standard der Mandatierungs-
praxis. Ebenso wird die Arbeit dieser 
Sanktionsausschüsse regelmäßig durch 
Sachverständigen- und Überwachungs-
gruppen unterstützt.

sanktionen: gerecht, gerecht- 
fertigt, sinnvoll oDer nutZlos?

Die Wirksamkeit von Sanktionen ist be-
rechtigterweise immer wieder Gegenstand 
öffentlicher Debatten. Dabei konzentriert 
sich die Diskussion häufig vorschnell und 
eindimensional auf die Frage, ob der jewei-
lige Sanktionsadressat zeitnah und unmit-
telbar seine Politik geändert hat. Der Blick 
auf verschiedene Wirkungsmodelle so-
wie auf die Evolution der Sanktions praxis 
zeigt jedoch, dass Sanktionsregime durch-
aus unterschiedlichen Zwecken, Zielen und 
Funktionen dienen können. Auch können 
sich diese im Laufe der Zeit überlagern und 
ändern, was sich in den Überarbeitungen 
und Anpassungen von Sanktionsmaßnah-
men widerspiegelt. Ebenso nimmt die brei-
tere Öffentlichkeit nicht immer wahr, dass 
manche Sank tionsmaßnahmen – wie im 
Falle Sudans der Flugverkehr und Reise-
beschränkungen – aufgrund humanitärer 
Rücksichtnahmen nicht oder nur teilweise 
umgesetzt werden. Sanktionen sind nach 
wie vor kein ›harmloses‹ Mittel. Sie verur-
sachen sowohl im Zielstaat als auch bei den 
Sendestaaten Kosten und können unbeab-
sichtigte Nebenfolgen haben. Die Vereinten 

des Büros der Ombudsperson im Jahr 2009 
hat jedoch erste Möglichkeiten eröffnet, sich 
gegen eventuell ungerechtfertigte Sanktio-
nen zu wehren. Das Büro beschäftigt sich 
unabhängig und überparteilich mit Anträ-
gen von Personen und Einrichtungen, die 
eine Streichung von Sanktionslisten bean-
tragen. Dies soll helfen, Menschenrechts-
standards im Kontext von Sanktionsmaß-
nahmen zu verbessern.

Im Rahmen der von verschiedenen Regie-
rungen, unter anderem von Deutschland, 
Schweden und der Schweiz geförderten Se-
minare, zum Beispiel der Interlaken-Pro-
zess I und II in den Jahren 1998/99, der 
Bonn-Berlin-Prozess 1999/2000 sowie der 
Stockholm-Prozess 2002, wurden zudem 
verschiedene Vorschläge, Leitlinien und 
Standards zur Verbesserung der Verwal-
tung, Durchführung und Überwachung 
der Sanktionsregime erarbeitet. Diese fan-
den nach und nach in Form von standar-
disierten Formulierungen für Resolutions-
entwürfe Eingang in die Sanktionspraxis 
der Vereinten Nationen. Dies hat zum einen 
die Transparenz im Sinne der Inhalte und 
Reichweite der Beschlüsse erhöht. Zum 
anderen erleichtern diese standardisierten 
Formulierungen die Umsetzung der Sank-
tionsbeschlüsse durch die Mitgliedstaaten.

Die Empfehlungen der Sachverständigen-
Seminare, die Ergebnisse der Informellen 
Arbeitsgruppe für allgemeine Sanktions-
fragen (UN-Dok. S/2006/997 v. 22.12.2006) 
sowie die regelmäßigen Konsultationen  
mit Sachverständigen haben immer wieder  
dazu geführt, dass die UN erfahrungsba- 
sierte Erkenntnisse und bewährte Praktiken  

Nationen haben mittlerweile verschiedene 
Innovationen und Modifikationen in ihrer 
Sanktionspraxis vorgenommen, die per-
spektivisch die humanitären, sozialen und 
ökonomischen Nebenfolgen für unbeteilig-
te Dritte eingrenzen sollen. Wenn Präven-
tion und die Selbstverpflichtung zur fried-
lichen Streitbeilegung gescheitert sind, 
gilt es letztlich, das Instrumentarium von 
sanktionierenden Zwangsmaßnahmen ge-
genüber den Folgen eines Nichttätigwer-
dens und der alternativen Handlungsoption 
von militärischen Maßnahmen verantwor- 
tungsvoll abzuwägen.

Verschiedene Studien kommen zu dem Er-
gebnis, dass etwa ein Drittel von uni- und 
multilateralen Sanktionsregimen zumin-
dest teilweise erfolgreich ist. Eine Langzeit-
studie zu den UN-Sanktionsregimen des 
Konsortiums für gezielte Sanktionen un-
terscheidet drei Funktionen von gezielten 
Sanktionsregimen: a) Erzwingung einer Po-
litikänderung (coercing); b) Einhegung und 
Begrenzung einer problematisierten Poli-
tik (constraining) sowie c) Signalisierung 
der Missbilligung von Normbrüchen be-
ziehungsweise der weiterhin gewünschten 
Gültigkeit der Norm (signalling). Die UN 
sind im Kontext ihrer Sanktionspolitik vor 
allem effektiv im Bereich der Signalisie-
rung von Normen und bei der Einhegung 
und Begrenzung der Konfliktdynamiken. 
Eine unmittelbare Politikänderung beim 
Sanktionsadressaten erzwingen die UN-
Sanktionsregime eher selten.

Grundsätzlich gilt es jedoch zu beachten, 
dass eine ausgewogene Beurteilung des 
Scheiterns oder des Erfolgs von Sank tions-
regimen letztlich nur mit Berücksichtigung 
der weiteren politischen Kontexte und 
sonstigen Maßnahmen eines internationa-
len Krisen- und Konfliktmanagements im 
jeweiligen Sanktionsfall erfolgen kann. Die 
Wirksamkeit und Effektivität von Sank-
tionsmaßnahmen kann kaum vorhergesagt 
werden. Was in einem Fall funktioniert 
oder nicht funktioniert hat, mag in einem 
anderen Fall aufgrund der unzähligen 

Lastwagen des Welternährungsprogramms der  
Vereinten Nationen (WFP) liefern Lebensmittel an 
zwei Lager für Binnenvertriebene (IDPs) in Nord-
darfur. Offiziere des Hybriden Einsatzes der Afri- 
kanischen Union und der Vereinten Nationen in  
Darfur (UNAMID) wechseln ihren Dienst, während 
sie den Konvoi begleiten. Derartige humanitäre  
Lieferungen sind von Sanktionen des UN-Sicher-
heitsrats ausgenommen, um die Versorgungs- 
lage der Zivilbevölkerung zu verbessern.  
Foto: UN Photo/Albert González Farran
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kontextuellen Faktoren scheitern oder 
doch vielversprechend sein. Zudem verän-
dern sich konkrete Sanktionsregime über 
die Zeit, das heißt, sie werden modifiziert, 
um weitere Sanktionsmaßnahmen ergänzt 
oder durch neue Überwachungsmaßnah-
men verschärft. So führten die Sekundär-
sanktionen gegen Eritrea, das das Waffen-
embargo gegen Somalia unterlaufen hatte, 
dazu, dass die Konfliktdynamiken in So-
malia schließlich doch eingehegt werden 

konnten. Ähnliches gilt für die Folgen, die 
die Modifikationen für das Sanktionsre-
gime und den illegalen Handel mit Kon-
fliktdiamanten in Angola hatten.

Sanktionen sind vor allem dann vielver- 
sprechend, wenn sie klare, transparente  
und realistische Zwecke und Ziele verfol- 
gen, in eine ›Zuckerbrot und Peitsche‹-
Strategie eingebettet und mit weiteren In - 
strumenten des internationalen Krisen-  

und Konfliktmanagements abgestimmt 
sind. Dazu gehören etwa diplomatische 
Mediationsbemühungen, Aktivitäten der 
Kommission für Friedenskonsolidierung 
(PBC) und die Flankierung durch friede-
nunterstützende Missionen. Hierbei ist 
eine hohe Flexibilität und Kreativität sei-
tens des Sicherheitsrats und der Durch-
führungsinstanzen – unter anderem der 
Sanktionsausschüsse – gefragt. Berichte 
und Erkenntnisse von Sachverständigen 
und anderen Akteuren müssen entlang ei-
nes kontinuierlichen Verbesserungspro-
zesses Eingang in die Ausgestaltung des je-
weiligen Sanktions regimes finden.

Der UN-Sicherheitsrat hat im Laufe der Zeit 
bei der Verhängung neuer oder der Anpas-
sung bestehender Sanktionsregime durch-
aus gezeigt, dass er in der Lage ist, seine 
Sanktionspraxis zu verbessern. Im Kontext 
eines Systems kollektiver Sicherheit sind 
Sanktionsmaßnahmen ein unverzichtba-
res, wenn auch nicht perfektes, rechtserhal-
tendes Zwangsmittel.

Uruguayische Soldaten des Marinestützpunkts 
»Commandante Pedro Campbell« in Kasenyi  
in der Provinz Ituri, Demokratische Republik  
Kongo (DRC), auf Patrouilleneinsatz am Albert- 
see. Abhängig vom Mandat überwachen auch  
UN-Friedensmissionen die Einhaltung von Sank- 
tionen, die vom UN-Sicherheitsrat beschlossen 
wurden. Foto: UN Photo/Martine Perret 
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